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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Wohl auch aufgrund ihres breit kritisierten Vorgehens in der Libyen-Affäre wurde
Micheline Calmy-Rey im Anschluss an die Bundesratsersatzwahlen mit lediglich 106 von
193 gültigen Stimmen für die ausstehenden zwei Monate zur Vizepräsidentin gewählt.
Ganze 32 Stimmzettel wurden leer eingelegt und einige Stimmen gingen an andere
Regierungsmitglieder (13 sogar an die neu gewählte Simonetta Sommaruga). Auch die
Wahl zur Bundespräsidentin im Dezember widerspiegelte den Missmut, den das
Parlament gegen die Genfer Magistratin hegte. Kurz zuvor waren der Aussenministerin
im GPK-Bericht über die Libyen-Affäre gravierende Unterlassungen und
Kompetenzüberschreitungen vorgeworfen worden. Mit lediglich 106 Stimmen, dem
schlechtesten Resultat seit 1919, verpasste die Bundesversammlung der Magistratin
einen eigentlichen Denkzettel. Mehr Sukkurs erhielt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf, die mit 146 Stimmen turnusgemäss zur Vizepräsidentin gewählt wurde. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

Mit dem Rücktritt der SP-Bundesrätin Calmy-Rey veränderte sich die Ausgangslage für
die Bundesratserneuerungswahlen im Dezember nur unwesentlich, da sich die
Diskussionen insbesondere um die Nichtbestätigung von Eveline Widmer-Schlumpf
oder allenfalls einer der beiden FDP-Bundesräte drehte. Die SVP pochte zwar auf einen
zweiten Sitz und drohte auch der SP mit einem Angriff, falls diese die Wiederwahl von
Eveline Widmer-Schlumpf unterstütze. Eine Sanktionierung der SP wurde aber
insgesamt als wenig wahrscheinlich betrachtet. Als realistischere Szenarien wurden –
neben dem Status Quo – in den Medien die Ersetzung von Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf oder von einem der beiden FDP-Bundesräte durch einen zweiten SVP-Sitz
erwogen. Johann Schneider-Ammann musste in der Presse viel Kritik an seiner
Amtsführung einstecken und der Sitz von Didier Burkhalter wurde als wacklig
betrachtet, weil mit Jean-François Rime ein SVP-Sprengkandidat aus der Romandie
antrat, der schon früh seine Ambitionen angemeldet hatte. Der geplante und lange
vorher angekündigte Angriff der SVP, aber auch die zunehmende Personalisierung der
medialen Politikberichterstattung brachten es mit sich, dass die Erneuerungswahlen in
den Medien zum Grossereignis stilisiert wurden.

Zur Debatte stand insbesondere die Konkordanz. Der Begriff wird in der
Politikwissenschaft zur Bezeichnung eines Demokratiesystems verwendet, in dem die
wichtigsten Kräfte in die Regierungsverantwortung eingebunden werden und
Entscheide eher konsensorientiert als mittels Mehrheit gefällt werden. Die Parteien
zeigten sich jedoch hinsichtlich der Deutung des Begriffs wenig konsensual. Je
nachdem wurde mit arithmetischer oder inhaltlicher Logik argumentiert, wobei die
Wählerstärke, die Fraktionsstärke oder programmatische Ähnlichkeit als Grundlage
gewählt wurden. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.09.2011
MARC BÜHLMANN

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN
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aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 3

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 4

Bereits bei den Wahlen 2011 hatten sich die Bundesrätinnen und Bundesräte eine
gewisse Zurückhaltung auferlegt, was die Werbung für ihre Parteien bei
Wahlveranstaltungen anbelangt. In einem ab 1. Januar 2015 gültigen Aide-mémoire
wurde der Verhaltenskodex verschriftlicht. Festgehalten wurde dort auch, dass die
Mitarbeit in Parteiausschüssen zwar nicht verboten sei, diese aber im Sinne des
Bundesrates opportun sein müsse. Auch Reden an kantonalen Parteiveranstaltungen
vor kantonalen Wahlen seien auf eidgenössische Vorlagen zu beschränken. Dies gilt
allerdings nicht bei nationalen Parteiveranstaltungen. Allerdings wird auch dort eine
"gebührende Zurückhaltung" erwartet. Diese Forderungen waren im Vorfeld der
nationalen Wahlen 2015 vor allem für die BDP ein Problem, da die junge Partei vor allem
über ihre amtierende Magistratin, Eveline Widmer-Schlumpf wahrgenommen wird. Der
Begriff "gebührende Zurückhaltung" wurde freilich auch von den anderen Parteien
unterschiedlich ausgelegt. Vor allem Ueli Maurer zeigte sich ab und an eher als SVP-
Oppositionspolitiker denn als Angehöriger eines Kollegiums. Alle Bundesräte standen
zumindest bei Wahlanlässen ihrer Parteien auch als Motivatorinnen und Motivatoren im
Rampenlicht. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2015
MARC BÜHLMANN

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und auch die Diskussionen um deren
schwierige Umsetzung gestalten die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
sicher nicht einfacher, was nicht zuletzt der Bundesrat nun ausbaden muss. Harsche
Kritik musste sich etwa Simonetta Sommaruga von der SVP anhören, weil sie eine
Präsentation zu Umsetzungsvorschlägen verschoben hatte, um ihren Besuch bei EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker nicht unnötig zu belasten – so zumindest
die Vermutung in den Medien. Prompt warf SVP-Fraktionschef Adrian Amstutz der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.02.2015
MARC BÜHLMANN
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Justizministerin eine „unsägliche Verzögerungstaktik“ vor. Öl ins Feuer goss dann
wenige Tage später Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf, die in einem Online-
Interview eine rasche Abstimmung zur Klärung des Verhältnisses zwischen der Schweiz
und der EU verlangte, weil die Masseneinwanderungsinitiative mit den bilateralen
Verträgen nicht vereinbar sei. In den Medien wurde gemutmasst, dass dies die
Mehrheitsmeinung des Bundesrats sei. Einige bürgerliche Parlamentarier forderten in
der Folge lautstark, dass die Regierung in der Aussenpolitik mehr Geschlossenheit und
mehr Verhandlungsgeschick an den Tag legen müsse. Der Blick bezeichnet die
Regierung als „sieben Leichtmatrosen“ ohne Kapitän. Das Gremium komme zwar sehr
gut miteinander aus, jede und jeder einzelne arbeite sehr dossiersicher, aber es fehle
an einer „zupackenden Steuerfrau oder einem seefesten Kapitän“. In der Weltwoche
wurde beanstandet, dass das Kollegialsystem heute nicht mehr funktioniere; man
müsse ungeeignete Regierungsmitglieder auch entlassen können. Diese
„Diskreditierung“ des Bundesrates (AZ) wurde freilich auch kritisiert: Dass es der
Bundesrat niemandem recht machen könne, gehöre zum System. 6

Regierungsflugzeuge erhalten meist im Zusammenhang mit ihren despotischen
Besitzern, die sich trotz der Armut ihrer Bevölkerungen teure Auslandreisen in
Luxusjets leisten, Medienaufmerksamkeit. In der Schweiz stehen Flugreisen von
Bundesräten hingegen eher selten im Fokus der schreibenden Zunft - wobei das Jahr
2015 eine Ausnahme zu sein scheint. Allerdings stand nicht die Ausstattung der
Transportmittel zur Debatte - der Regierung stehen seit Mitte 2013 ein Falcon 900 EX-
Jet und zwei Helikopter zur freien Verfügung - sondern die überraschend stark
unterschiedliche Nutzung. So hatte etwa die Sonntagszeitung die Anzahl Helikopterflüge
der Regierungsmitglieder für das Jahr 2014 recherchiert. Während Johann Schneider-
Ammann rund 97 Stunden in einem Helikopter sass und damit laut der Sonntagszeitung
Kosten von CHF 560'700 verursacht hatte, setzte sich Eveline Widmer-Schlumpf im
Jahr 2014 gerade mal während rund eineinhalb Stunden in einen Helikopter und
verursachte damit Kosten von CHF 16'000. Während die BDP-Magistratin für Auftritte in
der Fernsehsendung "Arena" den Zug nehme, lasse sich Johann Schneider-Ammann mit
dem Helikopter nach Leutschenbach fliegen - so die Sonntagszeitung. Allerdings muss
relativiert werden: Geflogen werden die Helikopter von Armeepiloten, die damit die
verlangten Trainingsstunden abgelten können, was sie ansonsten mit Leerflügen
machen müssten. 
Dies gilt auch für Flüge mit dem Bundesratsjet. So wurde etwa die durch
Aussenminister Didier Burkhalter verursachten Kosten von CHF 460'000 für seine
Arbeitsbesuche in Australien, Neuseeland und Vanuatu - wo vorher noch nie ein
Schweizer Regierungsmitglied war - zuerst als bisher teuerste Reise eines Schweizer
Aussenministers stark kritisiert. Ein Linienflug hätte die Staatskasse lediglich mit CHF
79'000 belastet. Rechnet man allerdings die Leerflüge auf, welche Militärpiloten hätten
fliegen müssen, wenn Burkhalter nicht den Bundesratsjet gebucht hätte, hat die Reise
lediglich CHF 46'000 an Kosten verursacht (die Kosten für die Flüge werden dem VBS
übertragen) - war also letztlich nicht nur günstiger als mit einem Linienflug, sondern bot
dem Aussenminister auch mehr Flexibilität. 7

ANDERES
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor
allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2015
MARC BÜHLMANN
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Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration
während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren
und Kompromisse zu suchen. 8

Die Forderung der SVP, nach einem zweiten Regierungssitz, gehörte seit der
Nichtbestätigung von Christoph Blocher (svp, ZH) nach den Wahlen 2007 zum
Standardrepertoire der Volkspartei. Bei den Bundesratswahlen 2011 hatte sich die SVP
mit ihrem nicht sehr professionellen Nominierungsverfahren praktisch selber aus dem
Rennen genommen. Die Vehemenz der Forderung, nach einer adäquaten
Regierungsbeteiligung, nahm 2015 gar noch zu und die Attacken der Volkspartei, vor
allem auf den BDP-Bundesratssitz, wurden lauter. Die zahlreichen Kandidierenden, die
vor den Parlamentswahlen als mögliche Herausforderer angepriesen wurden, dienten
dabei einerseits als Nebelpetarden. Weil diese Ankündigungen und sofortigen
Dementis, etwa von Toni Brunner (svp, SG) oder Adrian Amstutz (svp, BE), von den
Medien bereitwillig aufgenommen und diskutiert wurden, schadete dies anderseits dem
Wahlkampf der SVP in keinster Weise. Auch die anderen Parteien profitierten freilich
von der medial breitgeschlagenen Diskussion um mögliche Szenarien für die nach den
Gesamterneuerungswahlen anstehenden Bundesratswahlen. Die Bürgerlichen
bestätigten zwar den prinzipiellen Anspruch der SVP auf einen zweiten Regierungssitz,
Regierungsmitglieder, die ihre Sache gut machten, wolle man aber nicht abwählen. SP
und GP betonten mit ebendiesem Argument, dass sie Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
auf jeden Fall bestätigen wollten.
Die Ausgangslage änderte sich freilich nach der Demissionsankündigung der BDP-
Bundesrätin. Die Linke pochte zwar auf einen neuen Mitte-Kandidaten, falls die SVP
Kandidierende nominiere, die gegen die Bilateralen seien, und die Grünen sahen
ebenfalls weit und breit keinen wählbaren SVP-Kandidierenden. Die restlichen Parteien
signalisierten aber rasch, dass sie den Anspruch der SVP auf einen zweiten
Bundesratssitz guthiessen und für Spielchen nicht zu haben seien. Dazu gehörte auch

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



die Bestätigung, Bisherige nicht abwählen zu wollen. In der Tat wurde die Möglichkeit
diskutiert, einen FDP-Bundesrat abzuwählen und mit einem Kandidierenden der
Mitteparteien zu ersetzen, um eine rechtslastige Regierung mit 2 FDP und 2 SVP
Magistraten zu verhindern. Die Chance für ein solches Szenario, war allerdings mehr als
gering, würden doch dafür weder die FDP noch die SVP Hand bieten. 
Rasch zeigte sich zudem, dass die Volkspartei das Nominierungsverfahren dieses Mal
mit grösserer Sorgfalt angegangen war als vier Jahre zuvor. Aus den elf ursprünglichen
Bewerbungen präsentierte die SVP nach ihrer Fraktionssitzung am 20. November drei
Kandidierende aus den drei hauptsächlichen Sprachregionen: Thomas Aeschi (svp, ZG),
Guy Parmelin (svp, VD) und Norman Gobbi (TI, lega). Der Tessiner Lega-Regierungsrat
stellte sich unter das Banner der SVP, wollte aber auf kantonaler Ebene Legist bleiben.
SVP-Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) wies darauf hin, dass Gobbi Mitglied
der SVP Schweiz sei und das Gedankengut der SVP vertrete. Man kooperiere mit der
Lega auf nationaler Ebene schon lange. Die Lega gehöre im Parlament schliesslich auch
zur SVP-Fraktion. Gobbi sei von der Fraktion praktisch einstimmig nominiert worden
(mit 72 von 74 Stimmen). Parmelin (svp, VD) siegte mit 48 zu 29 Stimmen über Oskar
Freysinger (VS, svp) und Aeschi setzte sich im fünften Wahlgang mit 44 zu 37 Stimmen
gegen Heinz Brand (svp, GR) durch. Ohne Chancen, oder gar nicht ins engere
Auswahlverfahren aufgenommen, waren die Kandidaturen von Hannes Germann (svp,
SH), Thomas Hurter (svp, SH), Res Schmid (NW, svp), Thomas de Courten (svp, BL), Albert
Rösti (svp, BE) und David Weiss (BL, svp). 
Die Dreier-Auswahl überraschte, waren doch im Vorfeld andere Favoriten gehandelt
worden, die im Parlament eine breitere Unterstützung erhalten hätten. Die SVP machte
aber von Anfang an klar, dass sie ihre –  nach der Nicht-Bestätigung Blochers – in den
Parteistatuten verankerte Regel, strikte anwenden werde. In diesem Sinne würden nicht
nominierte, aber gewählte Kandidaten, die ihre Wahl dennoch annähmen, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Chancen für Hannes Germann (svp, SH), der laut der NZZ
mehr Freunde im Parlament als in seiner Partei habe und der erste Bundesrat aus dem
Kanton Schaffhausen gewesen wäre, oder für Heinz Brand (svp, GR), der lange als
Kronfavorit aus der vernachlässigten Ostschweiz gegolten hatte, lagen damit praktisch
bei Null. Es wurden zwar Szenarien für einen Sprengkandidaten aus der Reihe der SVP
diskutiert und linke Stimmen kritisierten die Ausschlussregel als Erpressungsversuch,
dem man sich nicht beugen werde. Mögliche Sprengkandidaten gaben allerdings rasch
bekannt, eine allfällige Wahl nicht annehmen zu wollen. 
Die SVP wurde nicht müde zu betonen, dass man mit dem sprachregional
ausgewogenen Dreierticket eine echte Auswahl anbiete. Man sei der Forderung der SP
und der CVP nachgekommen, einen Kandidierenden aus der Westschweiz aufzustellen
und wolle als grösste Partei auch in der Regierung zwei Landesteile repräsentieren. Die
Auswahl sorgte allerdings auch für Misstöne. Mit der Nominierung von Norman Gobbi
(TI, lega) und Guy Parmelin (svp, VD) – der eine laut Presse bekannt für seine verbalen
Entgleisungen, der andere ein politisches Leichtgewicht – wolle die SVP dem Parlament
den Deutschschweizer Kandidaten Thomas Aeschi (svp, ZG) aufzwingen. Die Romandie
wäre mit drei Sitzen deutlich übervertreten und Gobbi sei Vertreter der Lega. Dies sei
keine echte Auswahl und der schweizerischen Konkordanz unwürdig – liess sich etwa
Eric Nussbaumer (sp, BL) zitieren. Auch die NZZ kommentierte die Dreier-Nomination
als Auswahl, die keine sei. In den Medien galt vorab der Zuger Thomas Aeschi als
Kronfavorit. Er vertrete den neuen Stil der SVP, sei jung und ein Vertreter Blocher'scher
Prägung – so etwa der TA. Die SVP wurde freilich nicht müde zu betonen, dass sie gerne
Regierungsmitglieder aus unterschiedlichen Sprachregionen hätte. 
Die Stimmen –  auch aus der SVP – , die gerne eine breitere Auswahl aus der
Deutschschweiz gehabt hätten, verstummten allerdings nicht. Es gebe durchaus
Spielraum für einen (SVP-internen) Sprengkandidaten, zitierte das SGT Vertreter von SP
und CVP. Immerhin war in den letzten 100 Jahren jeder fünfte gewählte Bundesrat wild,
also nicht von der eigenen Partei nominiert worden. Freilich hatte die Volkspartei alle
ursprünglich elf SVP-Kandidaten dazu bewegt, schriftlich zu bestätigen, eine Wahl als
Sprengkandidat nicht anzunehmen. 9

Nachdem die Mitglieder des Bundesrates vereidigt worden waren – mit Ausnahme von
Simonetta Sommaruga (sp), die das Gelübde ablegte –, wurden die Wahlen des
Bundespräsidenten und der Vizepräsidentin für 2016 durchgeführt. Die
turnusgemässen Wahlen von Johann Schneider-Ammann (fdp) zum Präsidenten und von
Doris Leuthard (cvp) zur Vizepräsidentin waren unbestritten. Schneider-Ammann
erhielt 196 Stimmen. Von den 241 eingelangten Stimmzetteln waren 27 leer, sechs waren
ungültig und zwölf enthielten andere Namen. In der Presse wurde dieses Resultat als
breite Akzeptanz in der Bundesversammlung interpretiert. Auf Doris Leuthard entfielen
180 Stimmen. Lediglich 218 Wahlzettel wurden an die noch anwesenden
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Parlamentsmitglieder verteilt. Davon blieben acht leer, sieben waren ungültig und auf
23 stand ein anderer Name als jener der CVP-Magistratin.  
In seiner Ansprache machte Johann Schneider-Ammann die Verunsicherung im
vergangenen Jahr zum Thema, die durch die Aufwertung des Frankens, Terroranschläge
und Flüchtlingsströme genährt worden sei und aufgezeigt hätte, wie verletzlich die
freien Gesellschaften seien. Auch wenn die Wurzeln dieser Krisen nicht in der Schweiz
selber lägen, müsse man in der Schweiz die Reihen schliessen und sich dagegen
wehren. Die Schweiz dürfe dabei aber ihre humanitäre Tradition nicht vergessen. Wer
Hilfe brauche, werde geschützt, müsse aber die vorherrschenden Regeln akzeptieren.
Die anstehenden Herausforderungen – Schneider-Ammann nannte die Verteidigung von
Offenheit und Souveränität, von Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit, aber auch die
Beziehung zu Europa  – müssten gemeinsam mit Reformwillen angegangen werden.
Dabei könne man auf eigene Stärken, wie der Innovationskraft, der dualen Bildung oder
der intakten Sozialpartnerschaft bauen. Sein Motto als Bundesrat laute "Gemeinsam für
Jobs und unser Land". 
Der Berner FDP-Bundesrat, der es auch nicht versäumte, der abtretenden Eveline
Widmer-Schlumpf, die er als "grosse Persönlichkeit" bezeichnete, zu danken, löste als
Regierungschef Simonetta Sommaruga ab, die das Amt im Jahr 2015 inne gehabt hatte.
Anders als Didier Burkhalter – ihr Vorgänger in diesem Amt –, der Anfang 2015 zum
Schweizer des Jahres gekürt worden war und im März gar für den Friedens-Nobelpreis
vorgeschlagen wurde und als neuer UNO-Generalsekretär im Gespräch war, hatte die
SP-Magistratin im Wahljahr 2015 einen sehr schweren Stand gehabt, da sie in ihrer
Funktion als Justizministerin insbesondere von der Rechten immer wieder angegriffen
wurde. Als Verantwortliche für das Migrationsdossier hatte sie nicht nur auf die in den
Medien als "Flüchtlingskrise" bezeichnete Migrationswelle reagieren müssen, sondern
sie hatte auch das Dossier zur Masseneinwanderungsinitiative und hierzu die
Verhandlungen mit der EU zu betreuen. Die Bundespräsidentin war entsprechend ein
äusserst beliebtes Sujet in der Weltwoche. Mit Ausnahme der SVP attestierten ihr die
Parteien aber, gute Arbeit geleistet zu haben. Als Meilenstein, aus der Sicht der
abtretenden Bundespräsidentin, galten ihre Gespräche mit EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker, welche die Situation mit der EU deblockiert hätten. 10

Rund eine Woche vor den Regierungswahlen begannen die Fraktionen mit den Hearings
der drei SVP-Kandidaten. Lediglich die Grünen verzichteten auf die Anhörungen, weil
sie die Wahl eines Vertreters der Volkspartei grundsätzlich ablehnten, da die SVP die
Europäische Menschenrechtskonvention kündigen wolle – eine Anspielung auf die
geplante Selbstbestimmungsinitiative der SVP. Die GP setzte nach wie vor auf einen
Sprengkandidaten aus der Mitte und gab bekannt, zumindest im ersten Wahlgang keinen
der SVP-Kandidierenden wählen zu wollen. Die SP entschied sich erst in letzter Minute,
die Kandidaten einen Tag vor den Wahlen doch noch zu Bewerbungsgesprächen
einzuladen. Die Genossen gaben im Anschluss bekannt, dass Norman Gobbi (TI, lega) für
sie nicht wählbar sei. Die restlichen Fraktionen wollten sich nach den Anhörungen zwar
nicht festlegen, gaben aber zu Protokoll, einen der drei offiziellen Kandidaten wählen zu
wollen. Ein Sprengkandidat war nicht in Sicht – auch wenn Heinz Brand (svp, GR) erst
nach einigem Hin und Her und viel Pressewirbel dementierte, eine Wahl annehmen zu
wollen, und sich auch Thomas Hurter (svp, SH) noch einmal ins Gespräch brachte, weil
er keine Stellung nehmen wollte zur Idee, bei einer allfälligen Wahl und Ausschluss
durch die SVP bei der FDP Unterschlupf zu finden. Alle weiteren, in den Medien
kolportierten, möglichen Überraschungskandidaten gaben aber jeweils kurz nach der
Medienmeldung an, nicht zur Verfügung zu stehen. Zudem signalisierten die
Mitteparteien im Verlaufe dieser Geplänkel immer deutlicher, für Spiele nicht zur
Verfügung zu stehen. Aufgrund dieser Ausgangslage sahen die meisten Medien am Tag
vor der Bundesratswahl Guy Parmelin (svp, VD) im Vorteil, da er von SP und GP wohl
eher unterstützt würde als Norman Gobbi (TI, lega) und Thomas Aeschi (svp, ZG). 
Dass der Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz allgemein akzeptiert und
die Lust auf Experimente im Parlament in der Tat sehr gering war, zeigte sich am
Wahltag auch in den Voten der einzelnen Fraktionen. Mit Ausnahme der SP und der GP
sprachen sich alle Parteien für ein Ende der bisher nicht adäquaten mathematischen
Konkordanz aus. Obwohl alle Parteien freilich auch die Ausschlussklausel der SVP
kritisierten, die einer Regierungspartei nicht würdig sei, liessen sie den Worten bei der
Ersatzwahl von Eveline Widmer-Schlumpf (bdp) Taten folgen. Zwar erhielten im ersten
Wahlgang auch Thomas Hurter (svp, SH) und Viola Amherd (cvp, VS) 22 bzw. 16 Stimmen,
auf den insgesamt 245 ausgeteilten Wahlzetteln fanden sich aber vorwiegend die drei
SVP-Kandidierenden, wobei sich Guy Parmelin mit 90 Stimmen vor Thomas Aeschi (61
Stimmen) und Norman Gobbi (50 Stimmen) schon leicht absetzen konnte. Mit den vier
Stimmen an Verschiedene und den zwei leeren Wahlzetteln hatten sich damit 44
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Parlamentarier nicht am offiziellen Dreierticket orientiert – zu wenig für einen Coup. Im
zweiten Wahlgang verpasste Parmelin das absolute Mehr nur knapp. Er erhielt 117 von
120 nötigen Stimmen; Aeschi wurde von 78 Mitgliedern der Vereinigten
Bundesversammlung favorisiert und Gobbi erhielt lediglich noch 30 Voten. Auf
Verschiedene entfielen 14 Stimmen und fünf der 244 ausgeteilten Wahlzettel waren
leer. Im dritten Wahlgang – für viele überraschend schnell – konnte Guy Parmelin dann
genügend Unterstützerinnen und Unterstützer hinter sich scharen. Mit 138 Stimmen
wurde der Waadtländer erster französischsprachiger SVP-Bundesrat der Geschichte.
Die 88 Stimmen für Aeschi hätten auch zusammen mit den elf noch auf Gobbi
entfallenden Stimmen nicht für einen anderen Wahlausgang gereicht. Im dritten
Wahlgang, in dem nur noch 243 Wahlzettel ausgeteilt wurden, waren noch deren sechs
leer. Guy Parmelin erklärte die Annahme der Wahl und verwies in seiner kurzen Rede
auf die Bedeutung und Symbolkraft seiner Wahl für die Westschweiz. Freilich werde er
im Rahmen seiner Regierungstätigkeit auch die Ost- und Zentralschweiz, die diesmal
leer ausgegangen seien, nicht vergessen. 

Ob der mit Spannung erwarteten Ersatzwahl gingen die vorausgehenden
Bestätigungswahlen der bisherigen sechs Regierungsmitglieder fast ein wenig unter.
Zwar divergierten die Stimmen, welche die einzelnen Magistratinnen und Magistraten
erhielten recht stark – insbesondere Ueli Maurer (svp) und Simonetta Sommaruga (sp)
wurden wohl jeweils vom gegnerischen Lager abgestraft – aber insgesamt zeigte sich
auch bei den Bestätigungswahlen, dass das Parlament in der Mehrheit ein Zurück zur
Normalität anstrebte. Doris Leuthard (cvp) wurde mit 215 von 245 Stimmen erneut
gewählt (Verschiedene: 19; leer: acht; ungültig: drei), Ueli Maurer (svp) erhielt 173 von
245 Stimmen (Thomas Hurter (svp, SH): zehn Stimmen, Verschiedene: 27; leer: 32;
ungültig: drei), Didier Burkhalter (fdp) wurde mit 217 von 244 Wahlzetteln bestätigt
(Verschiedene: 14; leer: 13; ungültig: Null), der Name Simonetta Sommaruga (sp) stand
auf 182 von 245 ausgeteilten Wahlzetteln (Daniel Jositsch (sp, ZH): elf Stimmen;
Verschiedene: 28; leer: 19; ungültig: fünf), Johann Schneider-Ammann machte 191 von
244 Stimmen (Verschiedene: 28; leer: 23; ungültig: zwei) und überraschend deutlich
bestätigt wurde auch Alain Berset mit 210 von 244 möglichen Voten (Verschiedene: 23;
leer: acht; ungültig: zwei). Alle sechs hatten damit mehr Stimmen als noch vor vier
Jahren erhalten. 
Die Reaktionen in den Medien waren geteilt. Auf der einen Seite wurde hervorgehoben,
dass Parmelin als Nationalrat kaum aufgefallen sei, über keinerlei Führungserfahrung
verfüge und auch nicht besonders sprachgewandt sei – wenig spektakulär wie der
Chasselas, den er anbaue, so etwa die BaZ. Sein einziger Ausweis sei es, der SVP
anzugehören. Es sei aber nachvollziehbar, dass das Parlament die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung höher gewichtet habe als personelle Fragen. Zudem
müsse man Parmelin eine Chance geben, im Amt zu wachsen. Weil er keine hohe
Erwartungen wecke, könne er eigentlich nur positiv überraschen. Für viele, vor allem für
Mitte-links sei er wohl auch das kleinere Übel gewesen. Parmelin sei ein SVP-Mitglied
der alten Schule und sei wohl als leichter formbar vermutet worden als Thomas Aeschi,
der als Blocher-Zögling gelte und die neue SVP-Linie vertrete. In der Westschweizer
Presse wurde zudem hervorgehoben, dass sich Parmelin stets moderat und
kompromissbereit gezeigt habe – eine nicht zu unterschätzende Fähigkeit im
Regierungskollegium. Die Wahl Parmelins sei aber auch ein Zeichen dafür, dass das
Parlament angesichts der Erfolge und der immer neuen Forderungen der SVP resigniere
– so der Blick. Einig war man sich in der Presse, dass die SVP jetzt in der Verantwortung
stehe. Sie müsse wieder in den Kompromiss-Modus zurückfinden – so die NZZ. In den
Kommentarspalten wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Volkspartei mit ihrem
zweiten Regierungssitz nun auch definitiv in der Westschweiz verankert sei –
männiglich prognostizierte gar einen weiteren Schub der SVP im französischsprachigen
Landesteil. 
Die Reaktionen der Parteien waren unterschiedlich. Die SVP feierte ihren neuen
Bundesrat mit auffallender Zurückhaltung. Zwar wiesen die Parteispitzen darauf hin,
dass man die Westschweiz jetzt noch besser vertreten könne; verschiedene Stimmen
machten aber keinen Hehl daraus, dass Parmelin nicht der Wunschkandidat gewesen
sei. Die Aufforderung, jetzt mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, prallte an der SVP
ab. Man mache weiter eine SVP-Politik und erwarte vielmehr von der FDP, dass sich im
Bundesrat jetzt eine bürgerliche Politik durchsetze. Als Siegerinnen sahen sich die SP-
und die CVP-Spitzen. In der französischsprachigen Presse wurde kolportiert, dass Guy
Parmelin ohne die von Christoph Darbellay (cvp, VS) und Christian Levrat (sp, FR) im
Nationalratswahlkampf aufgestellte Forderung an die SVP, einen Westschweizer
Kandidaten zu präsentieren, vielleicht jetzt gar nicht Bundesrat wäre. Prompt wurden
die beiden Parteipräsidenten als Königsmacher gefeiert. In der FDP und der CVP
machte man sich Gedanken über die nächsten Bundesratswahlen. Klar war, dass mit der
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Übervertretung der Romandie die Chancen für französischsprachige "Papabili" stark
gesunken waren. Potenzielle Ostschweizer und Tessiner-Kandidaten konnten sich
hingegen freuen. 11

Schon im Vorfeld der Bundesratswahlen war darüber spekuliert worden, wer das
Departement der scheidenden Eveline Widmer-Schlumpf übernehmen würde. Das EFD
gilt als wichtige Schnittstelle und einflussreiches Departement, insbesondere auch vor
dem Hintergrund der künftigen finanzpolitischen Herausforderungen. Freilich konnte
man sich bei keinem der bisherigen Magistraten einen Departementswechsel vorstellen,
da entweder gewichtige Dossiers anstanden (z.B. die Sozialversicherungsreform im EDI,
die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative im EJPD oder die
Infrastrukturvorhaben im UVEK), oder da sich Departementsvorsteher schlicht zu wohl
fühlten in ihrem Amt: So war etwa Didier Burkhalter in seinem Präsidialjahr als perfekter
Aussenminister bezeichnet worden. Auch bei Johann Schneider-Ammann wurden keine
Wechselabsichten vermutet, da er sich wohl nicht gleichzeitig der Herausforderung von
Präsidium und neuem Departement stellen wolle. Bei Ueli Maurer schliesslich wurde
dessen Alter ins Feld geführt. Mit 65 Jahren würde er kaum noch einmal ein neues
Departement übernehmen wollen. Diskutiert wurde auch, ob die SVP das Asyldossier
übernehmen solle, um hier Verantwortung zu übernehmen. Christoph Blocher hatte
sich in einem Interview für diese Lösung stark gemacht. In diesem Fall hätte die SP das
Finanzdepartement übernommen, was wiederum von zahlreichen SP-Exponentinnen
und Exponenten begrüsst worden wäre. 
Mit der Wahl von Guy Parmelin zum neuen SVP-Magistraten gingen die Spekulationen
weiter. Parmelin wurde die Eignung für die Übernahme des EFD freilich eher
abgesprochen. Weil Parmelin Ambitionen auf das EDI hege, wurde auch spekuliert, dass
Alain Berset das EFD übernehmen würde. Er habe schon durchblicken lassen, das ihn
das Amt reizen würde, wusste etwa die NZZ zu berichten. Die Departementsverteilung
wird freilich vom Siebnergremium alleine bestimmt. Nach der ersten Bundesratssitzung
in neuer Besetzung Mitte Dezember, gab die Exekutive die neue Verteilung bekannt, die
in sehr angenehmer und konkordanter Atmosphäre gefällt worden sei. Das EFD
übernimmt neu Ueli Maurer – zum ersten Mal wird dieses Departement von einem SVP-
Magistraten geführt – während Guy Parmelin das VBS übernimmt. 
Die kleine SVP-Rochade wurde unterschiedlich interpretiert. Während sich die CVP
erstaunt zeigte, dass die SVP keine Verantwortung übernehme, indem sie ins EJPD
wechsle – ein Argument, das die scheidende Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga
als "absurd" bezeichnete: Es würde auch niemand behaupten, die FDP übernehme
keine Verantwortung für die Finanzpolitik, weil sie nicht im EFD sitze – zeigten sich
Wirtschaftsvertreter erfreut. Es sei gut, dass die Finanzen in bürgerlicher Hand blieben.
SP-Vertreter äusserten die Sorge, dass jetzt wohl Sparanstrengungen auf dem Rücken
des Bundespersonals zunehmen würden. Nicht kommentieren wollte die neue
Departementsverteilung der FDP-Präsident Philipp Müller (fdp, AG). Das sei Sache des
Bundesrates. 12

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nach einer Phase fast jährlicher Rücktritte aus dem Bundesrat zwischen 2005 und 2011
zeichnete sich das Bundesratskollegium seit der Wahl von Alain Berset 2011 durch eine
relativ lange Phase der Stabilität aus. Zwar trat dann auf die Wahlen 2015 Eveline
Widmer-Schlumpf zurück, die im Vergleich wenigen Wechsel regten
Pressevertreterinnen und -vertreter aber zu zahlreichen Spekulationen an. Gerüchte
über Rückritte und mögliche Nachfolger betrafen insbesondere Doris Leuthard und
Johann Schneider-Ammann. Wie nachhaltig solche Spekulationen sind, lässt sich an
einer nicht abschliessenden kleinen Retrospektive für das Jahr 2016 aufzeigen: 
Bei der Nomination von Walter Thurnherr zum Bundeskanzler wurde bereits 2015
gemutmasst, dass Doris Leuthard bald zurücktreten werde, weil sie mit Thurnherr einen
engen Mitarbeiter ziehen lasse. Als mögliche Nachfolger der amtsältesten Magistratin
wurden der damalige CVP-Präsident Christoph Darbellay sowie Filippo Lombardi und
Pirmin Bischof gehandelt. Vor der Abstimmung über die Atomausstiegsinitiative ortete
die Sonntagszeitung im Oktober 2016 Fehltritte bei der Energieministerin, die darauf
hindeuteten, dass sie wohl bald ihren Rücktritt ankündigen werde. Ende 2016
spekulierte der Sonntags-Blick über einen Rücktritt der Aargauerin nach ihrem zweiten
Präsidialjahr 2017. Als Nachfolger brachte das Sonntagsblatt neben Konrad Graber und
Gerhard Pfister auch Bundekanzler Thurnherr ins Gespräch.  
Ein Insider gab im nachrichtenarmen Sommer 2016 mehreren Westschweizer Medien zu
Protokoll, dass Johann Schneider-Ammann bald zurücktreten werde. Der Berner sei
amtsmüde und mehrere dynamischere potenzielle Nachfolger stünden bereit. Genannt
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wurden etwa Karin Keller-Sutter, Andrea Caroni, Martin Schmid oder Ruedi Noser. Auch
die Zeitung Blick stimmte im September 2016 in diesen Chor mit ein und sprach von
einem lethargischen Magistraten, der innerlich bereits gekündigt habe. Freilich stellte
sich einige Tage darauf heraus, dass der Berner unter einer gebrochenen Rippe zu
leiden hatte und deshalb etwas müde war. Der Sitz des Berner FDP-Bundesrats kam
dann mit dem im Oktober lauter werdenden Anspruch der Ostschweiz auf einen
Bundesratssitz zumindest medial ins Wackeln. Als Ostschweizer Vertretung kämen laut
St. Galler Tagblatt eigentlich nur Karin Keller-Sutter oder Martin Schmid, beide von der
FDP, in Frage. Dies setzte freilich einen Rücktritt von Schneider-Ammann voraus. Auch
die BaZ sprach im November von sich mehrenden Gerüchten eines baldigen Rücktritts
– es sei nicht unwahrscheinlich, dass Schneider-Ammann auf das Ende seines
Präsidialjahres 2016 noch seinen Austritt aus der Landesregierung bekannt geben
werde. 13

Die Zusammensetzung des Bundesrates ist immer wieder Gegenstand von Debatten.
Sei es die regionale, die sprachliche oder eine gendergerechtere Vertretung – die
Diskussionen drehen sich in der Regel um die deskriptive Repräsentation des
Exekutivgremiums und weniger um die substanzielle, also die Frage, ob das Kollegium
inhaltlich die Interessen der Bevölkerung zu vertreten im Stande ist. 
Besonders virulent und medial begleitet werden diese Debatten jeweils bei
anstehenden Bundesratswahlen. Bei der Wahl von Guy Parmelin 2015 machte sich etwa
Unmut in der Ostschweiz breit, da die sieben Kantone der Ostschweiz (SG, TG, GR, SH,
GL, AR, AI), und damit rund 1.1 Mio. Einwohner, zum zweiten Mal seit 1848 nicht in der
Bundesregierung vertreten sind, wohingegen die Romandie mit etwa der Hälfte an
Einwohnerinnen und Einwohnern mit Parmelin, Burkhalter und Berset sogar dreifach
vertreten sei. Roland Eberle (svp, TG) gab in der NZZ zu Protokoll, dass fünf der sieben
Bundesräte nun „Burgunder” seien, die wesentlich zentralistischer und etatistischer
dächten als „Alemannen”. Die Ostschweiz, die sich „an den Rand gedrängt” fühle (SGT),
fordere deshalb eine Korrektur bei der nächsten Vakanz. In der Tat stellte die
Ostschweizer Regierungskonferenz diese Forderung in einem Schreiben, um die
Parteispitzen zu sensibilisieren. 

Bei der Sprachenfrage drehte sich die Debatte bis zur Wahl von Ignazio Cassis 2017
lange um den Aspekt der Vertretung des Tessins in der Landesregierung. Der Südkanton
war seit 1999 und dem Rücktritt von Flavio Cotti nicht mehr im Bundesrat vertreten.
Zwar hatte die SVP mit Norman Gobbi (TI, lega) bei der Besetzung des leer gewordenen
Sitzes von Eveline Widmer-Schlumpf auch einen Tessiner Kandidaten aufgestellt, um
die Untervertretung der Südschweiz beheben zu helfen. Weil es sich um einen Lega-
Politiker handelte – der im Parlament als kaum wählbar galt –, wurde dieses Manöver
allerdings als „wenig glaubhaft” bezeichnet (NZZ). Mit der Wahl von Cassis ebbte die
Diskussion um die Vertretung der Sprachregion wieder ab. 

Ein zentraler Bestandteil der Debatten ist schliesslich die Frage der Vertretung der
Frauen im Bundesrat. Waren Ende September 2010 die Frauen im Bundesrat erstmals in
der Mehrheit – das Interregnum dauerte allerdings lediglich 14 Monate –, sieht es nach
dem Rücktritt von Eveline Widmer-Schlumpf Ende 2015 und der Rücktrittsankündigung
von Doris Leuthard Mitte 2017 so aus, als könnte Simonetta Sommaruga bald die einzige
Frau im Kollegium sein. Ein Bundesrat mit nur einer Frau sei kein Abbild der
Gesellschaft mehr, liess sich Yvonne Feri (sp, AG), Präsidentin der SP-Frauen, in der NZZ
protokollieren. Bereits nach der Wahl von Guy Parmelin hegte Alliance F – der Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen – die Idee einer Verfassungsbestimmung,
gemäss der nicht nur die Landesgegenden und Sprachregionen angemessen im
Bundesrat vertreten sein sollen, wie dies die Verfassung bereits vorsieht, sondern auch
die Frauen. Zwar hatte die GP bei der Wahl von Parmelin versucht, mit ihren Stimmen
für Viola Amherd (cvp, VS) ein Zeichen zu setzen, und die FDP hatte neben dem
gewählten Ignazio Cassis und Pierre Maudet (GE) mit Isabelle Moret (VD) auch eine Frau
auf das Dreierticket gesetzt – was von verschiedener Seite mit Nachdruck gefordert
worden war –, die Wahl fiel letztlich aber in beiden Fällen auf einen Mann. Damit der
Bundesrat seine Vorbildfunktion wahrnehmen könne – nur eine ausreichende
Frauenvertretung zeige, dass Regieren kein Männerberuf sei – setzte Alliance F Anfang
2017 ihre Idee in die Tat um: Maya Graf (gp, BL), die Präsidentin von Alliance F, reichte
eine entsprechende parlamentarische Initiative ein. 

Freilich gibt es in diesen Debatten allerdings auch immer wieder etwas leisere Stimmen,
die eher den substanziellen Aspekt der Vertretung betonen und die Qualifikation der
Magistratinnen und Magistraten höher gewichten als deren regionale oder sprachliche
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Herkunft. Das beste Argument einer regionalen Vertretung sei eine überzeugende
Kandidatur – so etwa ein Kommentar in der NZZ. Darüber hinaus zeigt eine langfristige
Betrachtung, dass von einer Untervertretung der verschiedenen Landesteile kaum
gesprochen werden kann. Eine stärkere Betonung substanzieller Repräsentation würde
auch den Zugang zur Exekutive für andere Parteien öffnen. Mit den Erfolgen der Grünen
in den kantonalen Wahlen und einer möglichen „Öko-Allianz” (AZ) zwischen GP und GLP,
die nach den Wahlen 2015 zusammen über 11.7 Wähleranteil verfügen, also 0.1 Prozent
mehr als die CVP, könnte aus einer Umweltschutz-Perspektive auch ein Anspruch
dieser beiden Parteien auf einen Regierungssitz erhoben werden. Auch in dieser
Hinsicht werden die eidgenössischen Wahlen 2019 spannend werden. 14

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 15

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

Für Kritik auch aus der eigenen Partei sorgte der neue Fraktionschef Andy Tschümperlin
mit seinem Plan, Ueli Maurer nicht zum Bundespräsidenten zu wählen. Tschümperlin
liess in der Sonntagspresse verlauten, dass er Ueli Maurer nicht für die richtige
Besetzung für das Bundespräsidium halte, da er sich eher wie ein Parteipräsident als
wie ein Bundesrat aufführe. Der Schwyzer SP-Politik erwähnte dabei etwa Maurers
abruptes Verlassen des Bundesratszimmers nach der Wiederwahl von Eveline Widmer-
Schlumpf als Bundesrätin. Hinter den Kulissen warfen einige von der Aussage
überraschte Genossen ihrem Fraktionschef wenig geschicktes Verhalten vor. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.07.2012
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Nachdem BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf mit der Lex USA eine
empfindliche Niederlage einstecken musste, wählte BDP-Präsident Martin Landolt die
Strategie Angriff. In einem Interview in der Sonntagspresse betrieb er zwei Jahre vor
den Nationalratswahlen Wahlkampf, indem er seine Vorstellung einer idealen
Regierungszusammensetzung erörterte. Während der SVP und der FDP insgesamt drei
und der Linken zwei Sitze zustehen würden, müsse die Mitte mit zwei Sitzen – je ein
BDP und ein CVP-Mandat – vertreten sein. Die Freisinnigen würden derart ähnlich wie
die SVP politisieren, dass die Rechte nicht vier Sitze haben dürfe. Sukkurs erhielt
Landolt von der SP, die der FDP ebenfalls die Legitimation auf einen zweiten
Bundesratssitz absprach. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.2013
MARC BÜHLMANN

Zwei Jahre vor den Nationalratswahlen 2015 stellte sich für die BDP langsam die Frage,
ob ihre Bundesrätin noch einmal antreten wird. Auf der einen Seite wäre Eveline
Widmer-Schlumpf als Lokomotive im Wahlkampf wichtig, wird doch die Partei nach wie
vor überwiegend mit der Bundesrätin identifiziert. Auf der anderen Seite wurde ein
möglicher Rücktritt aber auch als Chance betrachtet. Eine Partei könne freier
politisieren, wenn sie nicht in der Regierung vertreten sei. Freilich gab sich die
Parteileitung zu dieser Frage zugeknöpft. Die Entscheidung liege alleine bei Eveline
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Widmer-Schlumpf selber. 18

Die BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf beteiligte sich an der grossen Rochade
bei der neuen Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des
Berichtsjahrs. Neu übernahm sie das Finanzdepartement. Die BDP will in den Wahlen
von 2011 vor allem auf ihre Bundesrätin als Wahlkampflokomotive setzen. Aus
Ressourcen- und Effizienzgründen will die Partei auf die Lancierung einer Initiative
verzichten. 19

WAHLEN
DATUM: 21.10.2014
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 23.9. und vom 9.12.10.
2) Die Presse war voll mit Spekulationen und möglichen Szenarien. Überblicke finden sich bei: So-Bli, 11.9.11; NZZ, 25.10.,
29.10. und 24.11.11; BZ, 8.11.11; LT, 16.11.11; AZ, 24.11.11; Blick 3.12.11; BaZ, 9.12.11; SGT und BZ, 13.12.11.; Zur Konkordanz-Debatte
vgl. die Beiträge in der NZZ vom 21.1., 1.2., 8.2., 11.2., 17.2., 23.2., 2.3., 8.3., 16.3., 22.3. und 30.3.11.
3) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grüne: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwürfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
4) AB NR, 2011, S. 2302 f.; Presse vom 15.12.11.; NZZ, 15.12.11; AZ, 15.12.11; Presse vom 15.12.11; AB NR, 2011, S. 2292 ff.; Presse
vom 15.12.11; Maurer: TA 19.12.11.
5) Aide-mémoire; NZZ, 1.4.15; SGT, 18.4.15; Blick, 31.7.15; WW, 3.9.15
6) So-Bli, 1.2.15; Blick, 3.2., 4.2.15; BaZ, Blick, SGT, 5.2.15; Blick, 7.2.15; WW, 12.2.15; SO, 15.2.15; AZ, 19.2.15; WW, 26.2.15
7) SoZ, 14.6.15; Blick, WW, 2.7.15; Blick, 3.7., 4.7., 3.8.15; TG, 23.9.15; Blick, 24.9.15; SO, 27.9.15; Blick, 11.11.15
8) AB NR, 2015, S. 2323ff.; NZZ, 6.1.15; SGT, 10.8., 12.8.15; TA, 24.10.15; BZ, LT, NZZ, TA, 29.10.15; BaZ, Blick, 10.12.15; Blick,
18.12.15; TA, 24.12.15; So-Bli, 27.12.15
9) BZ, 13.7.15; LT, NZZ, TA, 29.10.15; NZZ, 31.10., 4.11.15; CdT, TA, 6.11.15; CdT, 7.11.15; NZZ, 11.11.15; BZ, 14.11.15; CdT, 17.11.15; AZ,
NZZ, 19.11.15; TA, 20.11.15; AZ, BaZ, Blick, LT, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, 21.11.15; SO, 22.11.15; NZZ, 24.11.15; BZ, NZZ, 25.11.15; BaZ,
NZZ, 26.11.15; NZZ, 27.11., 28.11.15; So-Bli, 29.11.15; CdT, 2.12.15; TA, 4.12.15
10) AB NR, 2015, S. 2323ff.; Rede von BR Schneider-Ammann; So-Bli, 11.1.15; Blick, 12.1.15; WW, 29.1.15; Blick, 3.2.15; WW,
26.2., 5.3.15; SO, 15.3.15; Blick, 21.3.15; SoZ, 22.3.15; BZ, 24.3.15; SO, 29.3.15; TG, 10.7.15; Blick, 1.10.15; NZZ, 10.12.15; NZZ, SGT,
15.12.15; BZ, 18.12.15
11) AB NR, 2015, S. 2323ff.; TA, 9.11., 18.11., 23.11.15; AZ, TA, 1.12.15; AZ, BZ, Blick, LT, TG, 2.12.15; NZZ, 3.12.15; BaZ, NZZ, 4.12.15;
AZ, BaZ, TA, 5.12.15; SO, SoZ, 6.12.15; SGT, TA, 7.12.15; LT, TA, 8.12.15; BaZ, Blick, LZ, NZZ, SGT, TA, 9.12.15; AZ, BaZ, Blick, CdT,
LT, LZ, NZZ, TA, WW, 10.12.15; AZ, Blick, LZ, NZZ, 11.12.15; SO, 13.12.15; WW, 17.12.15; TG, 18.12.15
12) WW, 19.11.15; Lib, 27.11.15; SO, 29.11.15; BZ, LT, SGT, TA, WW, 10.12.15; NZZ, 11.12.15; AZ, LZ, NZZ, SGT, TA, 12.12.15; LZ,
23.12.15
13) LZ, 7.10.15; WW, 12.11.15; Lib, 8.7.16; TG, 16.7.16; BaZ, 11.8.16; Blick, 17.9.16; SO, 18.9.16; SGT, TA, 13.10.16; SGR, TA, 14.10.16;
TA, TG, 15.10.16; SoZ, 16.10.16; BaZ, 4.11.16; SO, So-Bli, 27.11.16; TG, 2.12.16; LT, NZZ, 20.12.16; BaZ, 18.2.17; TA, 22.2., 23.2.17
14) Mitteilung der Ostschweizer Kantonsregierungen vom 11.03.2016; NZZ, 2.11.15; CdT, 19.11.15; NZZ, 2.12., 8.12.15; SGT,
10.12.15; TA, 11.12.15; Lib, 14.12.15; TZ, 11.3.16; NZZ, 16.3.16; SGT, 12.10.16; NZZ, 13.10.16; AZ, TZ, 14.10.16; NZZ, 15.10.16; WW,
20.10.16; NZZ, 23.3.17; AZ, NZZ, 16.6.17; AZ, 17.6.17; TG, 22.6.17; SoZ, 25.6.17; Lib, 26.6.17; NZZ, 13.7.17; AZ, 15.7., 18.7.17; Blick,
26.7.17; LMD, 31.7.17; SGT, 2.8.17
15) Presse vom 28.9. bis 13.10.10.
16) So-Bli, 22.7.12; TA, 23.7.12, AZ, 24.7.12; TA, 25.7.12.
17) SoZ, 23.6.13; AZ und BaZ, 24.6.13; NZZ, 25.6.13; BaZ, 26.6.13.
18) SGT, 2.9.13.
19) SZ, 9.4. und 21.4.10.
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